


















































































































































Freistaat

Thüringen

Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz
(Außenstelle Weimar) Harry -Graf -Kessler -Straße 1, 99423 Weimar

Mit Empfangsbekenntnis
Landkreis Nordhausen
vertreten durch den Landrat
Herrn Matthias Jendricke
Behringstraße 3

99734 Nordhausen

Vollzug des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG)

Deponie Nentzelsrode
hier: Anzeige des Landratsamtes Nordhausen vom 03.02.2022 zur

geplanten Erweiterung des Monobereiches für Asbest und
künstliche Mineralfasern (DB 2)

Auf Grundlage des § 35 Abs.4 KrWG erlässt das Thüringer Landesamt für
Umwelt, Bergbau und Naturschutz (TLUBN) gegenüber dem Landkreis
Nordhausen, vertreten durch den Landrat Herrn Jendricke, folgenden fest-
stellenden

B ESCHEID

1.
1. Die vom Landkreis Nordhausen mit dem Schreiben vom 03.02.2022 an-

gezeigte Änderung der Deponie Nentzelsrode bedarf keiner Planfeststel-
lung oder Plangenehmigung nach § 35 KrWG.

Die Anzeige betrifft die Erweiterung des in den Ziffern 1.1, 1.1.1.6 und
111.4.11 der Plangenehmigung vom 09.04.2013 (Az.: 430.11 8723.03-
001/12) zugelassenen sowie mit dem Anzeigebescheid vom 12.01.2017
erweiterten Monobereichs für Asbest und künstliche Mineralfasern um
ca. 20.595 m2, so dass der DB 2 nunmehr eine Gesamtfläche von ca.
43.000 m2 besitzt.

2. Die Verwaltungskosten (Gebühren und Auslagen) des Verfahrens trägt
der Landkreis Nordhausen.
Für diesen Bescheid wird eine Gebühr in Höhe von 500,00 € erhoben.
Auslagen sind nicht angefallen.
Die Verwaltungskosten von 500,00 € sind innerhalb eines Monats nach
Zustellung dieses Bescheids unter Angabe des Verwendungszwecks auf
das folgende Konto des TLUBN zu überweisen:

Zahlungsempfänger: TLUBN Jena
Bank: Landesbank Hessen -Thüringen (HELABA)

Informationen zum Umgang mit Ihren Daten im TLUBN und zu Ihren Rechten nach der EU-DSGVO
finden Sie im Internet auf der Seite httpslAvww.tlubn.thuetingen.de/datenschutz

Landesamt für
Umwelt, Bergbau
und Naturschutz

Ihr Ansprechpartner:
Alexander Kuklinski

Durchwahl:
Telefon +49 361 57 3943 864
Telefax +49 361 57 3943 848

Alexander.Kuklinski@
tlubn.thueringen.de

Ihr Zeichen:
60.4.53710_Deponie-07_Plan-
feststellungen 2022_Erweiterung
KMF

Ihre Nachricht vom:
03.02.2022

Unser Zeichen:
(bitte bei Antwort angeben)
5070-64-8763/660-3-24047/2022

Weimar
10. März 2022

hüringer Landesamt für Umwelt.

Bergbau und Naturschutz (TLUBN)

Goschwitzer Straße 41

07745 Jena

Thüringer Landesamt für Umwelt,

Bergbau und Naturschutz (TLUBN)

Außenstelle Weimar

Dienstgebäude 1

Harry -Graf -Kessler -Straße 1

99423 Weimar

Thüringer Landesamt für Umwelt.

Bergbau und Naturschutz (TLUBN)

Außenstelle Weimar

Dienstgebäude 2

Carl -August -Allee 8 - 10

99423 Weimar

Thunnger Landesamt fur Umwelt.

Bergbau und Naturschutz (TLUBN)

Außenstelle Gera

Puschkinplatz-7

07545 Gera

poststelle@tlubn.thueringen.de

www.tlubn.thueringen.de

Ust.-ID: 812070140
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IBAN: DE 57 8205 0000 3004 4442 40
BIC: HELADEFF820
Verwendungszweck: 1051228136093

Eine gesonderte Rechnungslegung erfolgt nicht.

Dieser Entscheidung liegen folgende Unterlagen zugrunde, die Bestandteil dieses Bescheides
sind (insgesamt 6 Seiten):

1. Anzeige des Landkreises Nordhausen vom 03.02.2022 mit Nachtragsplan (6 Seiten)

Hinweise:
1. Gemäß § 62 KrWG kann die zuständige Behörde weitere erforderliche Anordnungen zur

Durchfüh
2. rung dieses Gesetzes und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen

treffen.

3. Sollte die vorgenommene Änderung der Deponie nicht den dazu vorgelegten Unterlagen ent-
sprechen, so ist die hier getroffene Entscheidung diesbezüglich gegenstandslos.

4. Auf Grundlage dieser Anzeige erfolgt nur eine flächen- und volumenmäßige Erweiterung des
Monobereiches für Asbest und künstliche Mineralfasern (DB 2).

5. Auf die Pflicht zur Fortschreibung der Betriebsdokumente gemäß § 13 Abs.1 DepV sowie die
Einhaltung der Mitteilung 23 der LAGA „Vollzugshilfe zur Entsorgung asbesthaltiger Abfälle"
(Stand Juni 2015) wird hingewiesen.

6. Sollte auf eine Kontrolluntersuchung der asbesthaltigen Abfälle und der Abfälle, die gefährli-
che Mineralfasern enthalten verzichtet werden, dann hat der Abfallerzeuger gemäß § 8 Abs.5
Satz 10 Deponieverordnung (DepV) gegenüber dem Deponiebetreiber eine Erklärung abzu-
geben, dass der angelieferte Abfall dem grundlegend charakterisierten Abfall entspricht und
eine Überschreitung der Zuordnungskriterien nicht zu erwarten ist.

Gründe

A

Mit den Ziffern 1.1, 1.1.1.6 und 111.4.11 der Plangenehmigung (PG) des Thüringer Landesverwal-
tungsamtes (TLVwA) vom 09.04.2013 (Az.: 430.11 8723.03-001/12) i.V.m. mit den dazugehöri-
gen Genehmigungsunterlagen wurde der Monobereich für Asbest und künstliche Mineralfasern
(DB 2) auf der Deponie Nentzelsrode zugelassen. Durch den Anzeigebescheid des TLVwA vom
12.01.2017 (Az.: 430.16-8763-052/16/Nentzelsrode) wurde der DB 2 auf 22.400 m2 vergrößert.

Bereits mit Schreiben vom 17.01.2022 hatte der Landkreis Nordhausen im TLUBN angezeigt, den
DB 2 vergrößern zu wollen. Diese Anzeige wurde nochmals grundlegende überarbeitet und mit
Schreiben vom 03.02.2022 erneut zur Prüfung ins TLUBN eingereicht. Nach den Anzeigeunter-
lagen vom 03.02.2022 ist nunmehr vorgesehen, der DB 2 um 20.595 m2 auf nunmehr insgesamt
ca. 43.000'm2 zu vergrößern.
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Zum weiteren Sachverhalt wird ansonsten auf die Verfahrensakte verwiesen.

Gemäß § 35 Abs.4 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) vom 24.02.12 (BGBI. I S. 212), zuletzt ge-
ändert durch Art. 20 des Gesetzes vom 10.08.2021 (BGBI. I S. 3436), gilt § 15 Abs.1 und 2 des
Bundes-lmmissionsschutzgesetzes (BlmSchG) entsprechend.

Die sachliche Zuständigkeit des TLUBN zum Erlass dieses Bescheides ergibt sich aus § 15 Nr. 2
des Thüringer Ausführungsgesetzes zum Kreislaufwirtschaftsgesetz (ThürAGKrWG) vom
23.11.2017 (GVBI. S. 246), zuletzt geändert durch Art. 9 des Gesetzes vom 18.12.2018 (GVBI.
S. 731, 741).

Die Zustellung dieses Bescheides erfolgt an den Landkreis Nordhausen als Deponiebetreiber und
Antragsteller.

Nach § 15 Abs. 2 BlmSchG hat die zuständige Behörde zu prüfen, ob die angezeigte Änderung
einer Genehmigung bedarf.

Eine Genehmigung i.S.d. KrWG wäre erforderlich, wenn die Erweiterung des Monobereiches eine
wesentliche Änderung der Deponie darstellen würde. Von einer wesentlichen Änderung der De-
ponie ist auszugehen, wenn die beabsichtigte Änderung Auswirkungen auf die Schutzgüter nach
§ 15 Abs.2 Satz 2 KrWG haben könnte, welche nicht bereits bei der Plangenehmigung berück-
sichtigt worden wäre.

Im vorliegenden Fall ist lediglich die flächen- und volumenmäßige Erweiterung des Monoberei-
ches für Asbest und künstliche Mineralfasern (DB 2) vorgesehen. Aus der unterschiedlichen Ent-
wicklung der jeweiligen Abfallströme in den letzten Jahren hat sich die Notwendigkeit ergeben,
den DB 2 zulasten des Bereiches für die sonstigen Abfälle zu vergrößern. Durch die Erweiterung
des DB 2 sollen sich des Weiteren deponiebautechnische Vorteile ergeben.
Weitere Änderungen ergeben sich aus dem angezeigten Sachverhalt nicht. Die für den DB 2
zugelassenen Abfallarten sowie die Art und Weise des Betriebes und der Dokumentation sind
bereits plangenehmigt bzw. abfallrechtlich vorgegeben und werden durch die Anzeige nicht ge-
ändert.

Nach einer Prüfung der Anzeigeunterlagen konnten somit keine wesentlichen Auswirkungen auf
die Schutzgüter nach § 15 Abs.2 Satz 2 KrWG durch die geplante Änderung festgestellt werden,
welche nicht bereits bei der Plangenehmigung vom 09.04.2013 berücksichtigt worden wären.

Nach allem konnte daher festgestellt werden, dass die beabsichtigte Erweiterung des DB 2 keine
wesentliche Änderung der Deponie i.S.d. § 35 KrWG darstellt und im Einklang mit den abfallrecht-
lichen Vorgaben steht.

Auf eine weitergehende Begründung kann gemäß § 39 Abs.2 Nr.1 Thüringer Verwaltungsverfah-
rensgesetz (ThürVwVfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 01.12.14 (GVBI. S. 685), zu-
letzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 10.05.2018 (GVBI. S. 212, 223), verzichtet werden,
da das TLUBN der Anzeige entsprochen hat. Aus dem vorgenannten Grund konnte ebenfalls
gemäß § 28 Abs.2 Nr.3 ThürVwVfG auf eine Anhörung verzichtet werden.
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Die Kostenentscheidung gemäß Ziffer 1.2 dieses Bescheides beruht auf § 12 i.V.m. den §§ 1, 2,
3, 11 und 21 des Thüringer Verwaltungskostengesetzes (ThürVwKostG) vom 23.09.2005 (GVBI.
S. 325), zuletzt geändert durch Art. 56 des Gesetzes vom 18.12.2018 (GVBI. S. 731, 769).

Eine sachliche Verwaltungskostenfreiheit besteht nicht.

Auch eine persönliche Gebührenfreiheit liegt nicht vor, da der Landkreis Nordhausen gemäß § 3
Abs.2 Nr.1 ThürVwKostG die Gebühren auf Dritte umlegen kann. Diesbezüglich wird auf die Re-
gelung nach § 6 Abs.3 ThürAGKrWG verwiesen.

Die Gebühr für die Prüfung der Anzeige nach § 35 Abs. 4 KrWG ergibt sich aus Teil A Abschnitt
1 Nr. 2.18.4 des Verwaltungskostenverzeichnisses der Thüringer Verwaltungskostenordnung für
den Geschäftsbereich des Ministeriums für Umwelt, Energie und Naturschutz
(ThürVwKostOMUEN) vom 14.10.2011 (GVBI. S. 297) zuletzt geändert durch Art.2 der Verord-
nung vom 05.05.2020 (GVBI. S. 166). Nach Teil A Abschnitt 1 Nr. 2.18.4 des Verwaltungskosten-
verzeichnisses zur ThürVwKostOMUEN sind bei Entgegennahme und Prüfung einer Anzeige
über eine Anlagenänderung 30 v.H. der Gebühren nach Teil A Abschnitt 1 Nr. 2.18.1 des Verwal-
tungskostenverzeichnisses zur ThürVwKostOMLFUN zu erheben, mindestens aber 500,00 €.

Da mit der Erweiterung des DB 2 keine Investitionskosten verbunden sind, ist die Mindestgebühr
von 500,00 € zu erheben.

Besondere bare Auslagen sind im Verfahren nicht angefallen, so dass sich die Verwaltungskosten
auf insgesamt 500,00 € belaufen.

IV.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats Klage bei dem Verwaltungsgericht Wei-
mar in 99425 Weimar erhoben werden.

Im Auftrag

Alexander Kuklinski
Sachbearbeiter

Anlagen:
Anzeigeunterlagen (6 Seiten)

Verteiler:
Original
Kopie

Landkreis Nordhausen, vertreten durch den Landrat
TLUBN, Ref. 13 (1 -fach vom Original)

zur Kenntnis per E-Mail:
TLUBN Ref. 74 —Abfallrechtliche Überwachung und Nachweisverfahren
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